
El4'FANGEN 03/03/2016 08:32 0202-2951889 

S 37 AS 1175/15 

In dem Rechtsstreit 

1. 

2 

Abschrift 
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hat die 37. Kammer des Sozialgerichts Hildesheim ohne mOndJiche Verhandlung am 
22. Dezember 2015 durch den Richtertll sowie den ehrenamtlichen Rich~nd 
die ehrenamtliche~r Recht erl<annt 

Die Bescheide des Beklagten vom 04. September 2015 in Gestalt der 
Widerspruchsbescheide vom 14. September 2015 wen:len aufgehoben. 

Der Beklagte wird verurteilt, an die Kläger insgesamt 470,90 € zu zah· 
len. 

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

Der Beklagte hat den Klllgern ihre notwendigen au&ergerlchtllchan 
Kosten zu 2/5 zu erstatten. 

Die Berufung wird zugelassen. 

Tatbestand 

Der 1997 geborene Kläger zu 1. und der 1999 geborene Kläger zu 2. bezogen im streltgegen

ständlichen zeitraum laufende Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB 

II). Sie begehren von dem Beklagten Zuschüsse filr den Erwerb von Schulbüchern und Kos· 

tenerstattung fOr bereits angeschaffte Schulbücher in Höhe von jeweils 235,45 e und damit 

insgesamt in Höhe von 4 70,90 €. 

Am 10. August 2015 beantragten die Eltem der Kläger persönlich mit zwei separaten Antra· 

gen einen Zuschuss in Höhe von Jeweils 235,45 € für den Erwerb von SchulbOchem bei dem 

Beklagten. Den Anträgen wareo jeweils entsprechende Übersichten des Schulträgers beige

fügt, die die entsprechenden Lehrwerke beinhalteten und die mit Vermerk ,Lemmittelausleihe 

entfällr versehen waren. 

Aur die Anträge der Kläger vom 10. August 2015 hatte der Beklagte zunlJohst mit Datum vom 

18. August 2015 zwei Bewilligungsbescheide in Höhe von Jeweils 30,00 € mit Wirkung zum 

01. Februar 2016 erlassen. Darilber hinaus hatte er am 26. August 2015 zwei weitere Bewilli

gungsbescheide in HOile von jeweils 70,00 € mit Wirkung zum 01. August 2015 erlassen. Bei

de Beschelcle waren auf Grundlage von § 28 Abs. 3 SGB II (sog . • Schulatarterpaker) ergan

gen. Gegen die ersten beiden Bescheide hatten die Kläger am 25. August 2015 Widerspruch 

erhoben. Gegen die beiden weiteren Bescheide hatten sie am 01. September 2015 Wider· 

spruch ertioben. Alle vier Widerspruche waren durch Widerspruchsbeseneide vom 26. August 

2015 und vom 07. September 2015 zurOckgewiesen worden. Gegen die Bescheide vom 16. 

August 2015 in Gestalt der Widerspruchsbescheide vom 26. August 2015 hatten die Kläger 
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sodann am 03. September 2015 zwei separate Klagen vor dem Sozialgericht (SG) Hildesheim 

(S 37 AS 1175/15 und S 37 AS 1176115) erhoben. Gegen die Bescheide vorn 26. August 

2015 in Gestalt der Widerspruchsbescheide vom 07. September 2015 hatten die Kläger wei

terhin am 09. September 2015 zwei weitere separate Klagen vor dem SG Hildesheim (S 37 · 

AS 1200/15 und S 37 AS 1201/15) erhoben. Nachdem die Kläger durch ihre ursprünglichen 

Antrage nicht zu dem gewonschten Erfolg gelangt waren, bean~en sie im Folgenden -

nunmehr durch den Prozessbevollmächtigten - am 25. August 2015 durch einen einheitlichen 

Antrag erneut den o. a. Zuschuss, hilfsweise durdl Gewährung en1sprechender Darlehen. fOr 

den Erwerb von SchulbOChem. 

Auch diesen Antrag lehnte der Beklagte durch zwei Ablehnungsbescheide (bezogen auf die 

Zuschüsse einerseits und die Gewährung entsprechender Darlehen andererseits) - mr je.veils 

beide Kläger - vom 04. September 2015 ab. Bne Übernahme nach§ 28 SGB II im Rahmen 

der Leistungen tor Bikiung und Teilhabe sei ausgesch106Sen. § 28 SGB II biete lediglich eine 

Rechtsgrundlage tor die In § 28 Abs. 3 SGB II aufgeführten Schulbadarfe in Höhe von 70,00 € 

zum 01.08. eines Schuljahres und in Höhe von 30,00 € zum 01.02. eines Schuljahres. Diese 

Leistungen seien bereits vollumfängfich gewährt worden. Auch liege kein unabweisbarer Be

darf im Sinne von § 24 Abs. 1 SGB II vor. Die Notwendigkeit der Anschaffung von Schulbü

chern sei bekannt und damit planbar. Entsprechende Beträge hätten angespart werden kön

nen. Die Kosten tor Schulbücher worden bereits durch den Regelbedarf erfasst. Aus diesem 

Grund komme weder eine zuschu55. noch eine dar1ehensweise Genehm;gung in Frage. 

Gegen die beiden Ablehnungsbescheide vom 04. September 2015 erhoben die Kläger am 10. 

September jewelle Widerspruch. Zur Begründung fOhrten sie aus. es liege eine atypische Si

tuation vor, sodass die Kosten übernommen werden müssten. 

Seide WldersprOche wies der Beklagte durch zwei Widerspruchsbescheide vom 14. Septem

ber 2015 (bezogen auf die Zuschüsse einerseits und die Gewährung entsprechender Darle

hen andererseits) - fOr jeweils beide Klliger - als unbegrOndet zur!lck und bezog sich zur Be

grßndung auf seine AusfOhrungen aus den beiden Ablehnungsbescheiden. Er trug ergänzend 

vor. Auch eine Kostenübernahme gemaß § 21 Abs. 6 SGB II scheide aus. Es liege kein be

sonderer Bedarf Im Sinne der Norm VO<. Bei der Anschaffung von Schulbüchern handele es 

sich um eine typische Aufwendung für eine große Gruppe von Leistungs- und Nk:htleistungs

empl'ängern mit Kindern. Ein in Sondersituationen auftretender - atypischer - Bedarf liege 

nicht vor. Zudem-~e es sich auch nicht um einen laufenden Bedarf. Der Bedarf falle 

einmalig, allen~nmal Im' J~ an. Ein laufender Bedarf müsse jedoch häufiger wieder

kehrend und von gewisser Dauer sein. Die Gesetzesbegründung zu § 21 Abs. 6 SGB II fOhre 

aus. für Schulmaterialien LW'ld Schulverpftegung komme grundsätzlich kein zu Obemehmender 

zusätzlicher Mehrbedarf ln Betracht. Das Bundessozialgericht - B 4 AS 12113 R • habe erheb-
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liehe Bedenken geäußert, dass Bffdungsbedarfe, die nicht über § 28 SGB II finanziert werden 

könnten, in den Anwendungsbereich des § 21 Abs. 6 SGB II fallefl könnten. sofern es sich 

hierbei um Aufwendungen handele, die der Durchführung des Sdluluntenichts selbst dienen. 

Oie Deckung von Bedarfen für den Schulunterricht liege In der Verantwortung der Schulen 

und dürfe nicht auf d1e Grundsicherungsträger abgewälzt werden. Elne zuschussweise Ober

ll311me der Kosten scheide dahoc au&. Darüber hinaus komme auch eine darlehensweise 

Gewährung nicht in Betracht. Vor dem Hintergrund. dass die Mutter der Kläger e1W&rbstätig 

sei und kein geringes Gehalt beziehe, sei die Ansparung der betreffenden Beträge zumutbar 

gewesen. Die Zusage zum Besuch der Oberstufe sei bereits seit Februar 2015 bekannt ge

wesen. 

Gegen die beiden Ablehnungsbescheide vom 04. September 2015 in Gestalt der Wider

spruchsbescheide vom 14. September 2015 haben die Kläger am 22. September 2015 zwei 

weitere Klagen (Aktenzeichen S 37 AS 1259/15 und S 37 1260/15) vor dem SG Hildesheim 

erhoben. 

Den Klägern seien zu geringe Leistungen bewilligt worden. Oie Schulpauschale sei rechts

und verfassungswidrig. Zudem sei keine Einzelfallbetrachtung durch den Beklagten erfolgt. 

Die vorliegende Konstellation sei nicht hinreichend berOcksichtigt worden. Zusammenfassend 

tragen sie • unter Hinweis und Bezugnahme auf die Rechtsprechung des Bundesverfas

sungsgerichts (SVerfG) • 1 BvL 1/09 u. a. ) weiter vor 

Die im Rahmen des Bildungspakets vorgesahenen Leistungen genOgten nicht den Anforde

rungen des BVelfG. Ein zusalzflCher altersspezifischer Bedarf sei vor allem bei schulpfllchti

gen Kindern einzustellen. Notwendige Auf\'iendungen zur Erfüllung schulischer Pflichten ge

hörten zu ihrem existenziellen Bedarf. Ohne Deckung dieser Kosten drohe hilfebedOrftlgen 

Kindern der Ausschluss von Lebenschancen, weil sie ohne den Erwerb von Schulmaterialen 

die Schule nicht erfolgreich beSl!chen könnten. Oie Ausstlttung mH diesen Materialien gehöre 

zur Sicherstellung des menschenwürdigen Existenzmlnimums und könnten nicht mit 100,00 € 

pro Jahr abgedeckt werden. Der Betrag sei fmihllndig geschätzt Kinder seien keine .kleinen 

Erwachsenen·. Schulbedarfe hätten nachvollziehbar errnitteh werden und dann Im Blklungs

paket oder durch Erhöhung der Regeibedarfe siche<gesteltt werden mllssen. Dies sei jedoch 

nicht geschehen. Das Verfahren zur Ermittlung des Kinderbedarfs sei weder sachgerecht 

noch transparent und nachvollziehbar und damit Insgesamt verlassungswldrig. Es seien alle 

Befähigungskosten zu tragen, die sich aus dem Schulbesuch ergeben. Es so1 verfassungs

widrig. die Kosten fCr SchufbOcher nicht zu Obernehmen. da die Kosten fOr Schulbücher we
der in dem jährlichen Pauschbetrag noch im Regelbedarf enthalten seien. Solange keine De· 

sondere gesetzliche Regelung best&he, seien diese ·jedenfalls vorübergehend • nach § 21 

Abs. 6 SGB II zu Obernehmen. Die Gegenautrassung könne dazu führen, dass Kindern Kos-
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ten für Nachhilfeunterricht erstattet werden mOsse. 0 1es 68i widersrnnig und tMderspreche 

Sinn und Zweck dieser FOrderungssystemairlt. Ein atypischer Fall liege insbesondera auch 

deswegen vor, da es sich um eine neu gegründete elfte Klasse handele. Anderenfalls würden 

die Kläger benachteiligt und diskriminiert; es liege eine Ungleichbehandlung vor. Es bestehe 

die Gefahr, dass die Kläger vor ihren MitschO!em als Menschen zweiter Klasse stigmatisiert 

würden. Insoweit liege auch eine psychische Benachteiligung vor. Schlechte Noten seien vor

programmiert. 

überdies seien keine Ansparungen aus dem Regelbedarf möglich gewesen. Diese könnten 

nur erfolgen, wenn gezielte Anschaffungen gemacht werden sollen. Ansparungen auf Ver

dacht und für alle Alternativen seren nicht möglich. Es hätte ohnehin erst der Notendurch

schmtt der Klilger abgewanst werden mossen bis die Eltern überhaupt gewusst hätten, wel

che schulerhebliche Entscheidung getroffen werden könnte. Die SchulbOcher konnten auch 

nicht ausgeliehen werden. 

Die Verfahren mit den Aktenzeichen S 37 AS 1176115 S 37 AS 1200/15, S 37 AS 1201/15 S 

37 AS 1259115 und S 37 AS 1260/15 wurden durch Beschluss des SG Hildesheim vom 24. 

November 2015, zu dem hiesigen, führenden Verfahren (S 37 AS 1175115) verbunden. 

Insgesamt verfolgen die Kläger im Rahmen aller erhobenen Klagen das mit den ursprünglich 

gestellten Anträgen vom 10. August 2015 begehrte KJagezlel weiter. 

Die Kläger beantragen sdlriftsätzllch sinngemäß, 

1. die Bescheide des Beklagten vom 18. August 2015 In Gestait der Wider

spruchsbescheide vom 26. August 2015 aufzuheben. 

2. die Bescheide des Bekla,gten vom 26. August 2015 in Gestalt der Wider

spruchsbescheide vom 07. September 2015 aufzuheben. 

3. die Bescha1de des Beklagten vom 04. September 2015 in Gestalt der Wi

derspruchsbescheide vom 14. September 2015 aufzuheben. 

4 den Belclagten zu verurteilen, an die Kläger insgesamt 470,90 € zu zah
len. 

5. hilfsweise, den Beklagten zu veruneilen. an die Kläger Insgesamt 

470,90 E dariehenswelse w zahlen. 
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Der 8ekJagte beantragt schriftsätzlich, 

die Klage al>ztMeisan. 

Zur BegrOndung bezieht er sich auf seine Ausführungen aus den ar.gegi il!enen Wider

sprudlsbeseheiden vom 14. September 2015. 

Zu werteren Et112elheiten des Sach- und Streitstands verweist das Gericht auf den Inhalt des 

Protoko.!ls der mOndlidlen Vemandlung (ErOrtenmgstennin) vom 13. November 2015 sowie 

die Prozess- und die Verwaltungsakten, die llOfgelegen haben und Gegenstand der Entschei

dungsfindung gewesen sind. 

Entscheidungsgründe 

1. Die Klage ist teilWe1se unzulässig. 

1. Die Kläger sind nur teilweise klag~ § 54 Abs. 1 S. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) be

stimmt .Soweit gesetzlch nichts anderes bastimmt Ist, ist die K/8f16 zulässig, wenn der Kläger 

behauptet, durr:h den Varwattungsakt oder durch die Ablehnung oder UnterlMsung eines 

Verwaltungsakts beschwert zu sein.• 

Klagebegehren ist voriiegend ein Zuschuss für den Erwerb von SdlulbOchem in Höhe von 

insgesamt 470,90 E. Slreitgegenstand Ist damit allem der Ablehnungsbescheid des Belclagten 

vom 04. September 2015 in Gestalt des Wldersprucllsbesch vom 14. September 2015. 

Denn nur im Rahmen diessr Bescheide ha! der Beklagte erstmaljg und einZig Ober den Antrag 

der Kläger entscl'ueden. 

Oie uisgesamt vier Bewilltgungsbescheide naai § 28 Abs. 3 SGB II ilber jeweils 30,00 E und 

70,00 E vorn 18, August 2015 Wld vorn 26. Augus12015 können nicht Streitgegenstand hin

sichttich des verfolg'.en Klageziels sein, we'I die Leistung nach § 28 Abs. 3 SGB II 

(.Schulstarterpaket") eine Leistung darstellt, die einerseits nach dem Willen des Gesetzgebers 

ScllulbOdler ausdrücklich nicht umfassen soll (s. dazu ausfOMich unten) und die andererseits 

den Klägern ohnehin - und r.Nar auch ohne An!ragstallung (Eichet, SGB II, 3 Auflage, Rdn. 

30 zu § 28) - turnusmäßig zusteht Bel den genann!en Bewilligungsbescheiden handelt es 

soin1t um ausschließlich begünstigende Verwaltungsakte. die die Kläger in keiner Weise be

schweren Da Insoweit nicht einmal die MögOchkeit einer Recntsvenetzung besteht. fehlt es 

dlesbezilgrlCh bereits an der entsprechenden Klagebefugnis. Der Umstand. dass die Bewilli

gungsbesche!de auf die Antragslllllung vom 10. August 2015 Bezug nehmen (.Jhren Antrag 

vom 10.08.2016 auf Lels!un{Jen fOr BiJdung und TeJJhabe für( ... ) b11wüfige ich wie folgt[. .. /)', 

Seite 6/14 



Elof'FAN:;EN 83/ 83/2816 88:32 

ändert hieran nichts. Aus der FonnulJerung .aUf LeiSlunge(I fi1r Bildung und Teilhabe~ lä$St 

sich schließen, dass der Beklagte das Begehren def Klager missv81'Standen und infolgedes

sen eine völlig andere Leistung bewilligt hat Diese Schlussfolgerung wird durch cfie Erklärung 

des Beldag'.envertreteis im Erorterungstennin vom 13. November 2015 ausdrüddich gestfJtzl 

Auf Frage des Gerichts hatte dieser erl<Jäft: 

.Dis Bewilflg1J1>gsb6scheide Ober 30,00 f und Ober 70,00 €vom 18.08.2015 und vom 

26.08.2015 sind seitens des &Hdegten a!:s Antrage auf Bewi!!igutig Wltl LeisbJngen nach 

§ 28 ausgslegt worden. Eine oron-.sre Entscheidung über Schulbücher erfolgte erst mit 

Bescheid ~-om 04.09.2015. • 

2. Hinsichtlicti der beiden Yefble1benden Bescheide sind die ~ klagebefugt. Denn bei der 

Ablehnung von Zuschuss U!1d Darlehen durch die Besch&icle des Beklagten vom 04. Septem

ber 2015 in Gestalt der Widerspruchsbescheide vom 14. September 2015 handelt es sich um 

belastende Ve1WBttungsakte. durch die <f19 Kläger beschwert sind 

3. Im Übrigen ist die Klage zulAsslg. 

II. Oartlbet hinaus ist die Klage auch begründet 

Der Ablehnungsbescheid des Beklagten vom 04. 5eptember 2015 in Gesta.'t des Wider

spruchsbescheids vom 14. September 2015 Ist rechtswidrig und vei1e1Z.I die KlaQer in ihreo 

Rechten (§ 54 SGG). 

Die Kläger haben e:nen Anspruch auf Zahlung des gel!.end gemachten Betrags in Höhe von 

470,90 E für den Erwerb von Schulbüchem. 

1. Der Anspruch ergibt sich nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerts (BSG) jadoch 

nicht aus § 13 Sozialg3Setzbuch Zwölftes Buch (SGB XII), weil es sich bei dem Bedarf für die 

Schule um einen typischen Bedarf handelt, der bei jedem Schüler regelmäßig anfällt und der 

deshatb auch im SGB II hätte gedeckt werden mOssen (BSG Urt v. 19. August 2010 - B 14 

AS 47/09 R -). 

2. Eln Anspruch auf Erstattung der Kosten f!lr die Schutbüchef 111gilrt sich weiteriun lllCht aus 

§ 28 Abs. 3 SGB II. Nach dieser VcncMft werden bei SchOlerinnen und SchO!em 70,00 E 

zum 01. August und 30,00 € zum 01. Februar elnes jeden Jahres fOr die Ausstattung mit per

sönfoetiem Schul.bederl berOCks!chtigt {.Schulbedarfspaket"). Der persönliche Schulbedatf ist 

jedoch nicht zum Kauf von Scllufbüchem gedacnt {Münder, SGS II, 5. Auflage, Rdn. 15 Z1J § 

28}. Die BegrOndung des Gesetzesentwlxfs we'.st ausdrOcklich darauf hin, dass diese An-
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Schaffung grundsätzlich 'JOll1 Regelbedarf gededd ls!, soweit die Länder nlcnt ohnehin Lehr

mrtteifretheit gewähreo (BT~ 17/4304, 104). 

3. Der Anspruch ergibt sich stattdessen - solange noch keine besondere Regelung besteht -

jedenfalls vortlbergeheod aus § 21 Abs. 6 S. 1 SGB II (vgl. auch Münder, aaO.). Denn nach 

der Rechtsprechung des Bundesverl36Sllngsgerichts (BVerfG). Urt. Y. 09.02.2010 - 1 EM. 

1109, 1 Bvl 3/09 und 1 Bvl 4/09 • hat der Gesetzgeber für ltTl Leistungsbezug befindliche ~ 

der alle .Beftlhigungskosten" zu tragen, die sich aus dem Sdlu!besudl ergeben ('IQL auch 

Münder, aaO.). 

Nach § 21 Abs 6 SGB II wird bei Leistungsberechtig'cen ein Mehrbedarf an8111annt, soweit 1m 

Einzelfan ein unabwaisbarer, lautender, nicht nur einmaliger besonderer Bedarf besteht. 

a) Der Bedarf ist vortlegend unabweisbBr nach § 21 Abs. 6 S. 2 SGB II. De< Mehrbedarf ist 

nach dem Gesetz unabwe1Sber, wenn er insbesondere nicht durch die Zuwendungen Dritter 

SOWte unter 89fllcksich1lgung von Einsparmögfrchketten der Le1Stungsbe<echtigten gedeckt ist 

und seiner Höhe nach erheblich \IOl'I emem durchschnittlic:heo Bedarf abweic:hl 

aa) FOr Zuwendungen Drittar existieren llOlfiegend keinerlei Anhaltspunkte. 

bb) Oe< Bedarf war vorliegend auch nicht durch Einsparungen zu decken. 

(1) Von potenziellen Emsparrnögllchkeiten muS$len die Kläger vorliegend keinen Gebrauch 

machen. Das Rege'beclarfsermittlungsgesetzes (RBEG) sieht für Bildufl9 ledigUch 1.39 € pro 

tl.onat vor. Selbst wenn sich noch Ansparungs11ÖgflCIUcelteo aus anderen Bedarfsposition 

des RBEG ergeben könnten, so war es den Klägern angesichts der hohen Anschaffungsprei

se für SchulbOcher und auch der Tatsache, dass die Anschaffungen gegebenenfalls mehr

mals pro Jahr vorgenommen werden mOssen, nicht mehr zuzumuten, entsprachende Anspa

rungen vorzunehmen. Zwar geht das BVerfG (BVelfG. aaO.) d8\IOl'I aus, dass es dem Leis

tungsberechtigten zumutbar 1S!, seinen im Vergleich zum statistisch ermittelten Durchschnltts

rege~rf höheroo Bedarf in einem lebeflSbereich bzw. seinen geringfOgig nicht im Reg~ 

bedarf ber1Jd<sic:htigten zusAttlichen Bedarf durch geringere Ausgaben in anderen Lebensbe

reichen auszugleichen und insbesondere den im Regelbedarf enthaltenen Ansparbetrag nach 

§ 20 Abs. 1 S. 4 SGB II vorrangig einzusetzen. Der Anspruch auf den Mehrbedarf entsteht 

mithin 8fSt, wenn der Leistungsberechtigte auch unter Ausschöpfung dieser Potenziale sein 

menschenwürdiges Existenzminimum nicht mehr abdecken kann (BVelfG, aaQ.) Eine Gren

ze, 1n\\lleweit sich Leistungsberechtigte m ihrer LebensfDhrung einschranken müssen, bevor 

sie amen der Höhe nach erheblich vom Dun:hschn1tt abweichenden Bedarf geltend machen 

können, hat das BVerfG nicht vorgegeben. Bel der Umsetzung l&t zu bef1lcXsld11igen, dass 

bei aller Eigenverantworttl!:hlceit für die Mittelverwendung der Spielraum der Leistungsberech-

Seite 8114 

' 



tigten fOr Einschränkungen in einzelnen Lebensbef9ic:hen angesichts der in Ansatt gebradi

ten Bedarfe und Betrage eng begrenzt ist (SG 8re1nen - S 22 AS 2474110 ER-). In der Recht· 

sprechung wird ein unabWeisbarer Mahrbedalf jedenfalls dann abgelehnt, wenn der Bedarf 

den einschlägigen Kostenaosatz im Regelbedarf der jeweiligen Abteilungen nicht überschrei

tet. Dies ist bei einem Betrag in Höhe von jeweils 235, 45 € jedoch deutf!Ch er1tennbar der Fan. 

(2) Die Kntenen zur Unabweisbat1ceit des § 21 Abs. 6 S. 2 SGB II sind jedoc/\ nicht als ab- • 

schließend (,,insbesondere-, anzusehen. Die Unabweisbar1<eit des Bedarfs ergibt sich nach 

Auffassung des Gerichts zusätzlich aus § 71 Abs. 1 S. 1 a. E. des Nie<lersAcnsischen Schul

gesetzes (NSchG), wonach Erziehungsberedlbgte Ihre Kinder für den Unterricht zweckent

sprechend auszustatten haben. 

b) Ob as sich bei dem Bedarf für SchulbOcher famer um einen laufenden Bedarf 11t1 Sinne von 

§ 21 Abs. 6 SGB II handelt, ist stretlig, 1m Ergebnis jadoch zu bejahen. OeT Wortlaut der Vor- • 

schritt Ist Im LK:hte der oben genann~e'I Entscheidung des BVerlG verfassungskonform aus

zulegen. Oie Frage, ob die Anschaffung von SchulbOcharn einen Bedarf darst&llt. der ragel

mäßig zum Schuljahresanfang, teilweise aber auch während des SchulJllhrs entsteht (so etwa 

Mondef, aaO.) oder ob es sich bei dem Anspruch auf KOS1enerslattung für den Erwerb von 

Schulbüchern nicht um einen fortlaufend wtede111.ehrendeo, regelmäßigeo Anspruch handelt 

(BSG Urt. v. 19. August 2010 - B 14 AS 47/09 R ·). weil sich die Gewährung in dem einmali

gen Rechtsakt, die Schulbücher für das jeweilige Jahr anzuschaffen (BSG, aaO.) erschöpfe, 

ist damit bedeutungslos. Dies ergibt sich daraus, dass es nach insoweit eindeutiger Recht· 

sprechl.lng des BVerfG velfassungswidrig wäre, wenn <fie Kosten lilr Schulbücher filr 1m 

Grundsicherungsbezug befindliche Klndar ur.d Jugendllc:he nicht übemommen WOrdeo (vgl. 

Lenze ZKJ 2011, 20), wed der Grundsicherungsträger grundsätzllch alle .Befähigungskosten• 

zu Obernehmen hat, die sich aus dem Schulbesuch ergeben (MOnder, aaO.}. Das BVerfG hat 

ausgeführt, dass notwendge Aufwendungen zur Erfilllung schulischer Pflichten zum existen

ZJellen Bedarf von scl'lulp!lichbgen Kindern gehören (BVerfG, aaO.)- Oie Schulpflicht ergibt 

sich fOr die Kläger VOltiegend aus §§ 63 Abs. 1 S. 1, 65 Pbs. 1 in VBibindung mit § 64 

NSchulG. 

Das BVerfG führt hierzu wörtlich aus: 

,Ein zusätzlicher Bedatf Ist vor allem bei schulpflichfigen Kindern zu e/Yl'arten. Notl/Jen

dige Aufwendungen zur EtfüRung schuflscher PfTichten gehörrm zu lh1'8t11 existenti6116n 

Bed8Jf. Ohne Deckung diesar Kosten droht h;ffab8dikftJgen Kindern der Ausschluss 

von Lebenschancen, ... -.11 3le ohne den Erwelb der notwendigen SchulmaleriaJ/9fl, wie 

Schulb0ch9r, Schulheft& oder Taschenrechner, die Schule nicht erfolgreich besuchen 

kOnnen. Bel schulpflichtigen Kindern, deren Eitem Leistungen nach dem Sozialgesetz-
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buch Zweites Bvch beZJehen, b&steht die Gefahr, dass ohne hinreichende staat1Jch8 

Leistungen ihre ~/reiten eingeschränkt weiden, später Ihren LebensuntemaJt aus 

eigenen Kttlflen bestreiten zu kOnnen. Dies Ist mit Art 1 Abs. 1 GG in Verbindung mtt 

dem SozialstaalspnflZIP des Att. 20 Abs. 1 GG nicht VBteinbar. • 

Mrt der Einführung des Bild1J119S- und T eilhabepakels nach § 28 SGB II sowie der Vorscnri!t 
des§ 21 Abs. 6 SGB II hat der Gesetxgeber diesen Umständen groß!eoteils Rechnung getnr 

gen. Dennoch findet sich im SGB II derzeit nach wie vor keine VOISChrift, unter die der Bedarf 

lilr SchulbDcher zweifelsfrei subsumiert werden kann, obwohl das BVerfG in seiner Entschei

dung auf <fiese ausdrücklich Bezug genommen hal In der EntscheldUng weist das BVerfG 

expressis verbis auf Schu/bOcher und delan Eigenschaft als notwendige SchuJmaterialien 

hin. Gegenwärtig existiert daher in Bezug auf Schulbtlcher eine RegetungslOcke. die durch 

den Gesetzgeber zu schließen isl In der Gesetz.esbegr1lndung zu § 28 SGB II geht dieser 

jedoch augenscheinlich davon aus. dass Schulbücher aus dem Regelbeoarl zu bestreiten 

sind. Die vorherrschende Regelungslücke ist daher nicht planwidrig, sodass eine entspre

chende Anwendung des§ 21 Abs. 6 SGB II ausscheiden dürfte. Da jedoch durch die Nichter

stattung von Kosten filr SchulbOcher nach der oben Zitierten Entscheidung Rechtsgüter voo 

Verfassungsrang betroffen sind, ist § 21 l>b6. 6 SGB insoweit verfassungskonform li'"•zttlegen 

mrt der Folge, dass bis zur EinfOhrung einet entsprechenden Regelung die Kosten für diesen 

Bedarf nach § 21 Abs. 6 SGB II übernommen werden mOssen. Hinsiclltllch des Tatbestands

merkmals ,.lauferlder Bedarl" md somrt - jedenfalls im H;nblick auf Schutbüche< - k9111e Ober

höhten Anforderungen zu stellen. sodass auch einmalig im Jahr anfallenden Kosten zu erset

zen sind. 

Ergänzend ist zu erwähnen, dass auch das BSG (aaO.) bislang - trotz: eher ablehnender Ar

gumentation - keine abschließeode Entscheidung zur Erstattungsfflhigkeit von Bedarfen filr 

Scholbiloher im AJ'.gemeinen getroffen hat. da in der zugrunde liegenden Entseheldl..ng AA

spr1lche auf Kostenersatz tor rOckwit1cende Zeiträume ge~ gemacht worden wareo. welche 

ohnehin nicht erstattungsfähig gewesen sind. Insoweit wird teilweise davon ausgegangen, 

dass es das BSG nur !Dr den Zeitraum vor Inkrafttreten des .SohulstartefPSkets" abgetehnl 

hat. den Anspruch umer § 21 Abs. 6 SGB ll zu subsumieren (so etwa MOnder, aaO). 

In einer neueren Entscheidung (BSG, Urt. v. 10. September 2013 - S 4 AS 12/13 R-) hat der 

vierte Senat des BSG <fie Frage def E/Stst!ungsftlhigkert nach § 21 Abs. 6 aU$drllddioh offen

gela5$8n und tediglich die Unabweisbarkeit des Bedarfs für die Ausleihe eines Musikinstru

ments verneint. weil es sich hle!bei um einen Bedarf handele, der der Durchfllhrung des Un

terrichts selber diene (BSG. aaO.). Oie Decllung von Bedarien fUr den Schulunt&mc:ht liege in 

der Verantwortung der Schule und da.te von den Sdlulan oder Schultn'lgem nicht auf das 

Grundsicherungssystem abgewälzt werden (BSG, aaO). Dort heißt es wörtlich: 
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.Soweit in der Literatur die AJJJfassung vertreten 'Nird, dass daM, wenn es d811ebftn 

unabweisböre, be.soodefe BiJdlJ!lgsbedarfe gebft, die nicht auf GrondJage voo § 28 

SGB 11 finanziert werden k6nnte11, ggf. § 21 Abs. 6 SGB II sJs Ansprochsgrundlage in 

Becrac;ht zu ziehen sei hat der Senat erhebliche Zweifel daran, dass dies auch fOr Auf· 

wendungen filr den Schul1111t1Jfricht selbst gelten kann.• 

Hieraus kann geschlossen werden, dass ö.e Frage der Anv.'81'1dbar1<eit des § 21 /V:Js. 6 SGB II 

nidlt abschließend geklärt ist In Bezug auf Kosten filr Schuft>Odler ist zwar naturgemäß da

von auszugehen, dass es sdl hlertlei ebentans um Aufwendungen .für den Schullitltefricht 

selbsr- handeln dürfte Dem ist jedoch erneut entgegenzuhalten. oass das BVerfG in selner 

Entscheidung darauf abgestel1t hat, dass alle .Befähigungskosten• zu tragen seien. Eine Diffe

renzierung zwischen Aufwendungen. <fte die Durchf!lhrung des Unterrichts selbst betraffen 

und jenen, die die Durchführung des Unterrichts nicht selbst betreffen, hat das BVel'fG nicht 

vorgenommen. Es hat auch nicht enlSChieden, dass Aufwendungen. die die Durchführung des 

Unterrichts salbst beitaffen, grundsätzlich durch den Schulträger zu übernehmen bzw. enl

sprecnende Leh!1TllU91 durch diesen zur Verlilgung zu s'.ellen seien. Insbesondere hat es für 

diese Falle auch keinen Leistungsausschluss bejaht Es hat Vielmehr wie folgt festgestellt 

(BVerfG, aao. Rdn. 19n 

• Vor aJlem ist ein altersspezifischer BedaJf !Or Kinder einzustellen, welche die Schule 

besuchen. Wie bereils ausgeführt macht die ·Zuständigksit der Läflder fOr das Schul

und BJ/dungswes&n die tarsorgerechtliche 8erücksichtigung dieses Bedatfs nicht ent

beMJch. Die Züsrälldigkeit d6r L8r>der betri/ff Oberdies den persone/Jen und sachlict.en 

Auf Hand far die lnslitution Schule und nicht den lndMdua!len Bedarf eines hDfebedillf

tigetl Schülers. Der Bundesgesetzgeber konnte erst dann llOfl der Gewähn.Jng entspr&

chender Leistungen ebsehen, weM sie durch landesrechtfiehe Anspriiche subsVtuierl 

und hi/hJbedürftigen Kindern gewährt wurrJen. Dann kOn!lte &ine elnfir..htIJngsbezogene 

G&WShn.mg llOfl Leistungen duroh die Länder, zum Beispiel durch Obemahme d/Jr Kos· 

ten fOr äie Beschaffung llOfl Lemmftteln oder durch ein kostenloses Angebot llOfl 

Nachhilfeunterricht, cturchaus ein sinnvolfes Konzept J(Jg6ndnaher Hilfeleistung datsteJ. 

len, das gewährleistet, dass der tatsächliche Bedarf gedeckt wird Solangs und soweit 

dies Jedoch nicht der Fe/J ist, hat der Bundesgesetzgeber, der mit dem Sozielgosstt

buch Zweites Buch ein Leisturrgssystam schaffen wollte, welches das &islenzmmi

mum volfstiindl!l gewähtfeistel, dafiJr Sorge zu ll'BQen, dass mit dem Sozialgeld dieser 

zuSätzflChe Bedarf Binss Scflutklndes hinrWohend abgedeckt ist.• 

Vorliegend hat eile Sdlule rein falc!isch keine SchulbOcher unentgeltflcl'I zur Verlilgung gestellt. 

Zwar ist zu berücksichtigen, dass im Anwendungsbereich des SGB II grundsätzlich alle zur 

VerlOgung stehenden Selbsttlilfemöglichlcaiten umfassend zu nutzen sind. Diese müssen Ins-
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besondere auch zumutbar sein. Sofern das BSG offeobar davon ausgeht, dass Leistungsbe

rechtigte zur Durchsetzung der geltend gemach!en Ansprildle den Rechtsweg etwa gegen 

die betreffenden Schuttrager oder gar gegen die entsprechenden Lehrmittelverordnungen zu 

oescnreitan hätten, ist d:e Zumutbarl<eitsgrenze Jedoch nach Auffassung der Kamme< über

schritten. Auf kostenintensive und langwierige Rechtss1nritigksl'.eo milssen sich Leis1ungsb&

rechtigte gerade im Bildu"19Sberelch riicht V&M'8isen lassen. Ohne Schulbücher kann am 

Schulunterricht mcht mit Erfolg teilgenommen werden. Angesichts der Dringlichkeit mussten 

sich a1e Klagenonen daher rur Obeneugung des Geridrts nicht auf alternative Rechtsschutz

möglichkeiten verweisen lassen. da hierdurch Verzögerungen l'wlslcllt!ich dar Anschaf!ung 

eingetreten wären und damit das Ausbllclungsziel der KlägBf konlcret gefährdet W()(den wäre. 

c) Streitig ist schl!eßtich weiterhin, ob es sich bei dem Eiweft:I von Sd'lu!bOchem um einen 

besonderen Bedatf im Sinne von § 21 Abs 6 SGB II handelt Ein besonderer Bedarf ist ein 

Bedarf der nicht bereits vom Regelbedatf abgedecl<t wird. sondern eiufgrund eitypischer Se

darfslagen Ober dan Durchschnittsbedarf hinausgeht oder aufgrund seiner Alypil< vom RegeJ

bedarf nicht erfasst ist (Eicher, SGB II, Rdn. 66 zu§ 21). 8n besonderer Bedarf ist demzufol

ge nicht vorhanden, wenn er nach Art und Umfang typischelweise bei Leistungsberechügten 

nach dem SGB II auftritt (Eicher, aao ). Nach Ansicht des BSG ist der Bedarf im Fall der Kos

reners1attung von SchulbOchem nicht besonders, weil es sich bei dem Bedarf fUr die Schule 

nicht um einen besonderen. atypischen Bedarf, SOiidem um einen typischen Bedarf handele 

(BSG Urt v. 19. AugU$t 2010 - B 14 AS 47/09 R -). Dass manche Bundesländer keine l ehr

mrttelfreaheit garantier1 hätten, spiele keine Rolle, weil die Rechtmäßigkeit einer Landesver

ol'dnung zur Lehrmittelfreiheit ohnehin vor den Verwaltungsgerichten geltend zu machen sei 

und das BVerfG zudem klargesteilt habe, dass die Bedalfsennittlung fUr Sdliller nicht von den 

jewe!ligan fandesrechUldlen Regelungen in den Schulgesetzen abhängig gemacht werden 

dOrften (BSG, aao .. mwN.). Dem wird seitens der Literatur entgegen gehalten, es handele 

sdl um einen besonderen Bedarf, den nur diejenigen Schillerinnen und SChOler aufwiesen, 

die iJ1 einem Bundesland mit unvollstandiger Lehrmitlelfre.helt lebten (MOnder, aaO.). Es 

k()(ßme daher z:u einer Ungleichbeha.-ldlung von Kindern und Jugendlichen, die diese Kosten 

aus dem Regelbedarf zu bestreiten hätten. und denen, äie diesen Betrag zur andeiweitigen 

BedOrfnisbefnedigung einsetzen könnten (Münder. aaO.). Im YOf1tegenden Fal ist unter Be

achlUng des vorstehend Gesagten das Tall:>estandsrne des besoodereo Bedarfs wiede

rum verfassungskonform ausxulegen, sodass - jedenfalls im Hinblick auf dla Anschaffung von 

SchulbOchem - auch diesbezOglich keine überhöhten Anforderungen an die Besonderfleit des 

Bedarfs gestellt werden dürfen. Jedenfalls in lä'ldern, in denen keine lehnnittelfreiheit be

steht. stellen Kosten fOr SchulbOchet im lic:hte der zitierten E.nlsc:heidllf\9 des BVarfG somit 

auch ernen besonderen Bedarf dat. 
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d) Letztficll ist auch nicht zu beanstanden, dass die Kläger seinerzeit den Bedarf gesondert 

beantragt haben. Zwar ist nach ständiger Rechtsprechung des BSG (vgl. bespielhaft BSG, 

Urt v. 11. Februar 2015 - B 4 AS 27/14 R -) der Mehrb9darf nach § 21 Abs. 6 SGB ll Bestand

tea der originären Grundsicherungsleistung und kein eigenständiger und von deren Höhe ab

trennbarer Streitgegenstand. Insoweit ist der Leistungsträger grundsätzlich verpflichtet, etwai

ge Mehrbedarfe Im ursprilnglichen Leistvngsan!rag von Amts wegen zu berücksichtigen. Dies 

könnte dazu führen. dass auf etwaige Weiterbewilligungsanträge ergangene WeiterbeWilli

gungsbescheide zum Nachleil der Antragsteller bestandskräftig geworden sind, wenn die Be

hörde die entsprechenden Sonderbedarfe nicht automaUsch mit berOckslchtigt hat. In der vor

llegenden Fallkonstellation. in der insbesondere d;e Frage des laufenden Bedarfs nicht ab

schließend geklärt ist, ist es aber zulässig, den Antrag gesondert zu stellen. Denn bei Bedar

fen, die etwa Schulbücher betreffen, ist zu bertlcksichtigen, dass diese zwar nicht laufend 

monatlich, jedocil laufend jährlich und ggf. rnehllT!als jährlich in unterschiedlichen HOhen an

fallen. Der zuständige Leistungsträger hat daher rein faktisch keine Möglichkeit, Anzahl und 

Höhe der jeweiligen Bedarfe vorherzusehen oder zu schätzen. In § 37 Abs. 1 S. 2 SGB II geht 

das Gesetz ohnehin davon aus, dass u. a. Bedarfe nach § 28 SGB II gesondert zu beantra

gen sind. Dies muss auch im vorliegenden Fall gelten. Denn nach der Gesetzesbegründung 

zu § 37 Abs. 1 S. 2 SGB II sollen durch die Regelung nachträgliche KostenerstattungsansprO

che, die mit erschwertem Ermittlungsautwand (der Höhe und dem Grunde nach) verbunden 

sein können, vermieden werden (BT-Drucks. 661/10. S. 185 zu§ 37). Insoweit ist auch davon 

auszugehen. dass es sich bei den in § 37 Abs 1 S. 2 genannten Leistungen nicht um einen 

abschließenden Katalog handelt (Eicher. 3. Auflage, Rdn. 33 zu § 37). Es ist vielmehr zu prü

fen, ob die sonstigen, dort nicht genannten Leistungen, ihrem Sinn und Zweck nach vom an

gemeinen ALG-11-Antteg erfasst sind (Eicher, aaO.) 

4. Da der Hauptantrag der Kläger Erfolg hat, war Ober den Hilfsantrag (Gewährung eines Dar

lehens) nicht mehr zu entscheiden. 

Nach alledem hat die Krage in der Saehe Erfolg. 

Oie Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG. 

Die Berufung war gemaß § 144 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 In Velbindung mit Abs. 2 Nr. 1 SGG wegen 

der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache zuzulassen. 
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RE CHTSMITTE L BELEHRUNG 

Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden 

Oie Berufung ist innamalb eines Monats nadl Z\Jstellung des Urteils bei dem Landessoz.ialgeriehl Ni&
dersacltaen-Bremeo, Georg-Wilhelm-Sir. 1, 29223 Celle, oder bei der Zweigslelle des Landessoz.ialge
nchts Nledersacllsen-Sremen, Am Wall 198, 28195 Bremen sctmftfich oder In elektronischer Form nach 
Maßgabe der Niedersächsiscllen Verordnung Ober den elektronlSChen Rech1svetkehr in der Justiz vom 
21. t0.201 1 (Nds. GVBI. S. 367) in Cler jeweils ald\Jerlen Fassung oder zur Nlederschrill des Urkoodsbe
amten der Geschäftsstelle einzulegen. 

Oie Serufungstm1 ist auch gewahrt, wenn die Berufung inneztia'b der Monatsfrist bei dem Sozialgericht 
Hildesheim, Kre\as~ 8, 31134 Hi.'desheiln. schriftjich odet in elektronischer Form oder zur Nlecklr· 
SCllrift des Urkundsbeam1en der GeschAffsstalle elngelegl wird. 

Oie Berufungssehri!I muss Innerhalb der Monatsfrisl bei einem der vorgenannten Gerichte elngellen 
Sie sojj das angefochtene Urtell bezeichnen, einen besl!mmten Antrag enthalten und die zur BegrOn

duog der Berufung dienenden TalsllChen und Beweismittel angeben. 

AUf Anrrag kann vom Sozialgeflcht durdl Beschluss die Revision zum Bundessozielgerichl zugelassen 
werden. wenn der Gegner sdvifl!ich ZJJstimmt. Der Antrag auf Zulassung dar Revision Ist lnnemalb 
eines Monats nach Zustelung des Urtalls bel dem Sozialgericht HildeSl'leim, K!euzstraße 8, 31134 Hil
desheim, schriftlidl oder in elekrronischer Form zu stellen. Oie Zustimmung des Gegners ist dem An
trag beizufflgen. 

Ist das Ur1eil Im Aualand zuzU91ellen, so gilt ansteUe der obeogenanntan Monatsfrist eine Frist von 
drei Monaten. 

Lehnt des Sozialgeridlt den Anrrag auf Zulas$lll'lj der Revision durch Beschluss ab, so beginnt mit der 
Zustelung dieser Enlsclleidong der Lauf der Berufungsfrist von neuem, sofern der Antrag auf Zul
sung der Revision in der gesetzlii:hen Form und Frist gestellt und die Zustimmungseridörung des Geg
ners beigefügt war. 

Der Berufungssehlift und allen folgenden Scllrilt$ätzen aoHen Abschril\an IOr die übrigen Beteiligten 
beigefügl weroen. Dies gilt nicht bei Einlegung der Benlfung in elaktrooischar Foon. 

~er~u2}- dvr~ ~cb <"~>-it.y (+/, ~~)~ 

isc. : ~ L .A-< {)\')' --lo-v?t 
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